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Allgemeines 
Mit dem vorliegenden Mandanten-Informationsbrief möchten wir Sie wieder über verschiedene 
interessante und aktuelle Themen informieren – ein bunter Strauß aus Praxisfragen, 
Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
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1 Korrekte Kassenbuchführung 

Die OFD Karlsruhe hat in einem aktuellen 
Merkblatt die wichtigsten Regeln für eine 
korrekte Kassenbuchführung 
zusammengefasst. Dabei werden aktuelle 
Aufzeichnungs- und 
Aufbewahrungspflichten bei elektronischen 
Registrier- bzw. PC-Kassen erläutert. Auch 
auf die Zulässigkeit offener Ladenkassen 
wird eingegangen. Seit Anfang des Jahres 
2019 besteht für Finanzämter zudem die 
Möglichkeit einer unangekündigten 
Kassennachschau. Nachfolgend haben wir 
die für die Praxis wichtigsten Aussagen der 
OFD Karlsruhe zusammengefasst. 

Grundsatz der 
Einzelaufzeichnungspflicht 

Die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung erfordern grundsätzlich die 
Aufzeichnung jedes einzelnen 
Geschäftsvorfalls – also jeder 
Betriebseinnahme und Betriebsausgabe, 
jeder Einlage und Entnahme in einem 
Umfang, der einem sachverständigen 
Dritten in angemessener Zeit eine 
lückenlose Überprüfung seiner Grundlagen, 
seines Inhalts, seiner Entstehung und 
Abwicklung und seiner Bedeutung für den 
Betrieb ermöglicht. Das bedeutet nicht nur 
die Aufzeichnung der in Geld bestehenden 
Gegenleistung, sondern auch des Inhalts des 
Geschäfts und des Namens des 
Vertragspartners. 
Im Übrigen ergibt sich der Grundsatz der 
Einzelaufzeichnungspflicht aus den 
umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften in § 
22 Abs. 1 Nr. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG). 
Er gilt nicht nur für Buchführungspflichtige, 
sondern auch für Steuerpflichtige, die ihren 
Gewinn nach 
§ 4 Abs. 3 Einkommensteuergesetzes (EStG) 
ermitteln (Einnahmen-Überschuss-
Rechner). 
Wie detailliert die Einzelaufzeichnung zu 
erfolgen hat, leitet sich auch aus § 14 Abs. 4 
UStG ab. Diese Vorschrift verlangt u. a. 
Angaben in der Rechnung über 

 Namen und Anschrift des 
Leistungsempfängers, 

 Art der Ware oder Leistung, 
 verkaufte Menge, 

 Preis und 
 Umsatzsteuer. 

Eine Verpflichtung zur einzelnen 
Verbuchung (im Gegensatz zur 
Aufzeichnung im Kassensystem) eines jeden 
Geschäftsvorfalls besteht dagegen nicht. 
Werden der Art nach gleiche Waren mit 
demselben Einzelverkaufspreis in einer 
Warengruppe zusammengefasst, wird dies 
nicht beanstandet, sofern die verkaufte 
Menge bzw. Anzahl ersichtlich bleibt. Dies 
gilt entsprechend für Dienstleistungen. 
Des Weiteren ist für jeden Vorgang die 
Zahlungsart zu erfassen. Nur Barumsätze 
sind im Kassenbuch zu erfassen. Unbare 
Zahlungen (Kreditkarte/EC-Umsätze etc.) 
sind auf separaten Konten abzubilden. 

Ausnahme von der 
Einzelaufzeichnungspflicht  

Beim Verkauf von Waren an eine Vielzahl 
von nicht bekannten Personen gegen 
Barzahlung gilt aus Zumutbarkeitsgründen 
die Einzelaufzeichnungspflicht nicht, wenn 
kein elektronisches Aufzeichnungssystem, 
sondern eine offene Ladenkasse verwendet 
wird. 
Wird hingegen ein elektronisches 
Aufzeichnungssystem verwendet, gilt die 
Einzelaufzeichnungspflicht unabhängig 
davon, ob das elektronische 
Aufzeichnungssystem nach § 146a Abs. 3 AO 
i.V.m. der Kassensicherungsverordnung mit 
einer zertifizierten technischen 
Sicherheitseinrichtung zu schützen ist. 
Verwendet der Steuerpflichtige eine offene 
Ladenkasse sowie eine Waage, die lediglich 
das Gewicht und/oder den Preis anzeigt und 
über die Dauer des einzelnen 
Wiegevorgangs hinaus über keine 
Speicherfunktion verfügt, wird es nicht 
beanstandet, wenn die o.g. Einzeldaten der 
Waage nicht aufgezeichnet werden. Erfüllt 
die Waage hingegen die Voraussetzung 
einer elektronischen Registrierkasse, gilt für 
dieses elektronische Aufzeichnungssystem 
die Ausnahme von der 
Einzelaufzeichnungspflicht nicht (§ 146 Abs. 
1 Satz 4 AO). 
Auf die Aufzeichnungserleichterung kann 
man sich insoweit nicht berufen, als 
tatsächlich Einzelaufzeichnungen geführt 
werden. 
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Einsatz von offenen Ladenkassen 

Eine „Registrierkassenpflicht” besteht nicht. 
Es ist auch zulässig, eine offene Ladenkasse 
zu führen. Bei der offenen Ladenkasse sind 
jedoch die Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Kassenführung mit hohem 
Aufwand verbunden. Auch hier ist die 
Aufzeichnung eines jeden einzelnen 
Handelsgeschäftes mit ausreichender 
Bezeichnung des Geschäftsvorfalls 
grundsätzlich erforderlich. 
Ist die Einzelaufzeichnung nach den obigen 
Grundsätzen nicht zumutbar, müssen die 
Bareinnahmen anhand eines sogenannten 
Kassenberichts nachgewiesen werden. 
Auch bei einem Kassenbericht müssen die 
erklärten Betriebseinnahmen auf ihre 
Vollständigkeit und Richtigkeit überprüfbar 
sein. Für die Anfertigung eines 
Kassenberichts ist der gesamte 
geschäftliche Bargeldendbestand 
einschließlich Hartgeld – unabhängig vom 
Aufbewahrungsort des Geldes (z.B. 
Tresorgeld, Handkassen der Kellner, 
Wechselgeld, Portokasse etc.) – täglich zu 
zählen. Der Kassenendbestand ist sodann 
rechnerisch um die Entnahmen und 
Ausgaben zu erhöhen und um die Einlagen 
und den Kassenanfangsbestand zu mindern, 
so dass sich im Ergebnis die 
Tageseinnahmen ergeben (retrograde 
Ermittlung). 
Rundungen oder Schätzungen sind 
unzulässig. Ein Zählprotokoll ist nicht 
zwingend erforderlich, dient aber als 
zusätzlicher Nachweis der vollständigen 
Ermittlung der Einnahmen. Wird jedoch ein 
Zählprotokoll erstellt und für die 
Einnahmenermittlung verwendet, ist es 
aufzubewahren. 
Die Ausgaben, Einnahmen, Entnahmen und 
Einlagen (einschl. Herkunftsnachweis) sind 
durch Belege (ggf. Eigenbelege) 
nachzuweisen. Nur ein in dieser Weise 
erstellter Kassenbericht ist zulässig und 
ordnungsgemäß. 
Mit Standardsoftware (z.B. Office-
Programmen) erstellte Tabellen 
entsprechen nicht dem Grundsatz der 
Unveränderbarkeit. Am Markt erhältliche 
Software wird nur dann als ordnungsgemäß 
anerkannt, wenn eine nachträgliche 
Änderung nicht möglich ist oder mit einem 

entsprechenden Vermerk gekennzeichnet 
wird. 

Einsatz elektronischer Registrierkassen 

Ab dem 01. Januar 2017 dürfen nur noch 
solche elektronische Registrierkassen 
verwendet werden, die eine komplette 
Speicherung aller steuerlich relevanten 
Daten – insbesondere  
Journal-, Auswertungs-, Programmier- und 
Stammdatenänderungsdaten (z.B. 
Artikelpreisänderungen; Nutzerkennung) – 
ermöglichen. 
Es ist darauf zu achten, dass diese 
genannten Informationen des 
Kassensystems vollständig und 
unveränderbar in digitaler Form 
aufbewahrt werden. Bei Umstellung auf ein 
neues System wird empfohlen, die „Alt-
Kasse” weiterhin aufzubewahren. Fehlen 
Programmierungsunterlagen bzw. 
Protokolle nachträglicher 
Programmänderungen, stellt dies einen 
schweren formellen Mangel der 
Buchführung dar und berechtigt die 
Finanzverwaltung zu einer Zuschätzung. 
Es müssen alle Einzeldaten (Journaldaten), 
die durch die Nutzung der Kasse entstehen, 
während der Aufbewahrungsfrist von 10 
Jahren 

 jederzeit verfügbar, 
 unverzüglich lesbar und 
 maschinell auswertbar 

aufbewahrt werden. 

Übergangsfrist beachten! 

Zum Schutz gegen die Manipulation von 
Kassensystemen hat der Gesetzgeber neue 
Regelungen eingeführt. Hiernach müssen ab 
dem 01.01.2020 grundsätzlich alle 
elektronischen Kassensysteme eine 
Zertifizierung vom BSI (Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik) 
besitzen. 
Das Problem in der Praxis ist: Es gibt noch 
keinen Anbieter, der ein solches 
zertifiziertes Kassensystem anbietet. Nach 
Auskunft des Deutsche Fachverbands für 
Kassen und Abrechnungssystemtechnik e.V. 
(DFKA) befinden sich derzeit zwei 
Hersteller im Zertifizierungsverfahren des 
BSI und haben eine Verfügbarkeit für das 
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vierte Quartal 2019 angekündigt. Aus 
Wettbewerbsgründen darf das BSI jedoch 
nicht die Namen der Kassenhersteller 
mitteilen. 
Es ist daher zu empfehlen, sich direkt an den 
Kassenhersteller zu wenden und eine 
entsprechende Möglichkeit der Aufrüstung 
des bestehenden Kassensystems auf den 
BSI-Standard anzufragen. Dieses ist 
insbesondere wichtig um entscheiden zu 
können, ob für das bestehende 
Kassensystem eventuell die 
Übergangsregelung bis 2022 greift 
Wesentlich ist hierbei die Unterscheidung, 
wann die Kasse angeschafft wurde: 

 Die Anschaffung erfolgte nach dem 
25.11.2010: Fragen Sie ihren Hersteller 
ob das Kassensystem auf BSI-
Zertifizierung nachrüstbar ist? Falls ja, 
muss das System noch bis 01.01.2020 
auf BSI-Zertifizierung umgerüstet 
werden. Falls nein, greift die Schonfrist 
bis 01.01.2023, d.h. das Kassensystem 
darf auch über den 31.12.2019 hinaus 
verwendet werden.  

 Die Anschaffung erfolgte vor dem 
25.11.2010: Ist das Kassensystem auf 
BSI-Zertifizierung nachrüstbar muss 
diese bis zum 01.01.2020 erfolgen. Falls 
nein muss ab 01.01.2020 ein neues 
Kassensystem mit BSI-Zertifizierung 
(keine Schonfrist) verwendet werden. 

Hinweis: Möglicherweise wird der Termin 
für die BSI-Zertifizierungspflicht noch 
verschoben. Viele Berufsverbände drängen 
derzeit auf Fristverlängerung bzw. 
Fristverschiebung. Inzwischen hat das 
Bundesfinanzministerium für Oktober 2019 
einen Erlass in Aussicht gestellt, der 
eventuell eine längere Übergangsfrist 
einräumt – dies ist jedoch keineswegs 
sicher. Es sollte daher unbedingt zeitnah 
zumindest die Anfrage an den Hersteller des 
aktuell benutzten Kassensystems bzgl. einer 
Umrüstbarkeit auf den BSI-Standard 
erfolgen. 
 
 Übersicht im Anhang! 

2 Vorsicht beim elektronischen 
Fahrtenbuch 

Ein elektronisches Fahrtenbuch erleichtert 
es insbesondere „Vielfahrern“, ein 
Fahrtenbuch für steuerliche Zwecke 
ordnungsgemäß zu führen. Auch wenn 
diverse Anbieter hier mit der Aussage 
„finanzamtskonform“ o.Ä. dem Kunden 
etwas anderes suggerieren – reicht aber die 
Möglichkeit der elektronischen 
Aufzeichnung allein nicht! Auch ein 
elektronisches Fahrtenbuch erfordert 
disziplinierte Eintragungen. 

Was ist aufzuzeichnen? 

Denn auch hier muss sich der Nutzer an die 
Spielregeln des Finanzamts halten. Hiernach 
sind  

 Datum und Kilometerstand zu 
Beginn und am Ende jeder einzelnen 
Auswärtstätigkeit, 

 Reiseziel und bei Umwegen auch die 
Reiseroute sowie 

 Reisezweck und aufgesuchter 
Geschäftspartner 

zeitnah und vollständig aufzuzeichnen.  
Elektronische Fahrtenbücher zeichnen i.d.R. 
nur die Fahrten mit den durch das GPS-
Modul ermittelbaren Angaben der Fahrten 
auf (d.h. insbesondere Ort und Zeit bei 
Beginn und Ende) und speichern diese in 
einer zentralen Datenbank. Die zusätzlich 
unverzichtbaren Angaben zu den jeweils 
aufgesuchten Kunden oder 
Geschäftspartnern oder – wenn solche nicht 
vorhanden sind – die Angabe des konkreten 
Gegenstandes der dienstlichen Verrichtung 
müssen aber zwingend vom Anwender 
ergänzt werden.  
Hierbei wird ein Zeitraum von bis zu sieben 
Tagen nach Abschluss der Fahrt in einem 
Webportal oder in einer Fahrtenbuch-App 
noch als ausreichend angesehen. 

Bloße Ortsangaben reichen i.d.R. nicht! 

Bloße Ortsangaben im Fahrtenbuch 
genügen bei dienstlichen Fahrten nur dann, 
wenn sich der aufgesuchte Kunde oder 
Geschäftspartner aus der Ortsangabe 
zweifelsfrei ergibt oder wenn sich dessen 
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Name auf einfache Weise unter 
Zuhilfenahme von Unterlagen ermitteln 
lässt, die ihrerseits nicht mehr 
ergänzungsbedürftig sind. Dies gilt auch bei 
der Führung eines elektronischen 
Fahrtenbuchs.  
Für Privatfahrten genügen jeweils 
Kilometerangaben; für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte genügt 
jeweils ein kurzer Vermerk im Fahrtenbuch. 

Wie sind „unterbrochene“ Fahrten 
aufzuzeichnen 

Besteht eine einheitliche berufliche Reise 
aus mehreren Teilabschnitten, so können 
diese Abschnitte miteinander zu einer 
zusammenfassenden Eintragung verbunden 
werden. Dann genügt die Aufzeichnung des 
am Ende der Reise erreichten 
Gesamtkilometerstands, wenn zugleich die 
einzelnen Kunden oder Geschäftspartner im 
Fahrtenbuch in der zeitlichen Reihenfolge 
aufgeführt werden, in der sie aufgesucht 
worden sind. 
Achtung: Wenn jedoch der berufliche 
Einsatz des Fahrzeugs zugunsten einer 
privaten Verwendung unterbrochen wird, 
stellt diese Nutzungsänderung wegen der 
damit verbundenen unterschiedlichen 
steuerlichen Rechtsfolgen einen Einschnitt 
dar, der im Fahrtenbuch durch Angabe des 
bei Abschluss der beruflichen Fahrt 
erreichten Kilometerstands zu 
dokumentieren ist. Eine solche 
Unterbrechung stellt z.B. auch die 
Erledigung privater Einkäufe dar! 

Abgleich mit Kilometerständen nicht 
vergessen! 

In einem aktuellen Urteil hat das FG 
Niedersachen ein elektronisches 
Fahrtenbuch u.a. deswegen verworfen, weil 
dieses z.T. erhebliche Differenzen der Km-
Stände zu Werkstattrechnungen und dem 
TÜV-Bericht aufwies. Die Richter haben klar 
ausgesprochen, dass ein fehlender Abgleich 
der tatsächlichen Km-Stände mit den 
Aufzeichnungen des elektronischen 
Fahrtenbuchs zu einer Verwerfung des 
Fahrtenbuchs führt. Achten Sie daher 
darauf, die Eintragungen des tatsächlichen 
KM-Standes auch wirklich regelmäßig 

vorzunehmen und die Aufforderungen des 
Programms hier nicht zu ignorieren. 

3 Geschenke an Geschäftspartner – 
Worauf ist steuerlich zu achten? 

Weihnachten steht zwar noch nicht 
unmittelbar vor der Tür. Die Zeit bis dahin 
ist jedoch auch nicht mehr weit. Regelmäßig 
wird die Weihnachtszeit dazu genutzt, 
wichtigen Geschäftspartnern für die 
erfolgreiche Zusammenarbeit und als 
Zeichen der Wertschätzung eine (mehr oder 
weniger) kleine Aufmerksamkeit 
zukommen zu lassen. Alle Jahre wieder stellt 
sich daher die Frage nach den steuerlichen 
Besonderheiten bei Geschenken.  

35 €-Grenze 

Die Aufwendungen für Geschenke an 
Geschäftspartner (z.B. Kalender, Flasche 
Wein, Schokolade, Buch,…) kann der 
Schenker grundsätzlich in vollem Umfang 
steuerlich abziehen. Übersteigen die 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten für 
das Geschenk allerdings die Grenze von 
35 €, so ist der Betriebsausgabenabzug 
ausgeschlossen.  
Ob es sich bei der 35 €-Grenze um eine 
Brutto- oder Nettogrenze handelt, hängt 
davon ab, ob der Schenker zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist. Falls ja, 
handelt es sich um eine Nettogrenze (d.h. 
maximaler Betrag ist dann 35 € zzgl. 
Umsatzsteuer). Ansonsten stellen die 35 € 
eine Bruttogrenze dar. 
Hinweis: 
Bei der Prüfung der 35 €-Grenze sind alle 
Geschenke, die ein Empfänger in einem 
Wirtschaftsjahr erhält, 
zusammenzurechnen. Wird die Freigrenze 
von 35 € überschritten, entfällt der 
Betriebsausgabenabzug in vollem Umfang. 
Damit überprüft werden kann, welcher 
Geschäftspartner im Laufe des Jahres 
welche Geschenke erhalten hat, ist der 
Name des Geschenkeempfängers durch 
gesonderte Aufzeichnungen zu 
dokumentieren (z.B. mittels 
Geschenkeliste). 

Streuwerbeartikel (bis 10 €) 

Streuwerbeartikel sind Werbemittel, die 
durch ihre breite Streuung eine Vielzahl von 
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Menschen erreichen und damit den 
Bekanntheitsgrad des Unternehmens 
steigern (z.B. Kugelschreiber, Kalender, 
Schlüsselanhänger,…). Sie stellen steuerlich 
keine Geschenke dar. Die Aufwendungen 
hierfür sind stets steuerlich absetzbar. Aus 
Vereinfachungsgründen geht die 
Finanzverwaltung davon aus, dass nur 
Sachzuwendungen bis zu einem Wert von 
10 € stets Streuwerbeartikel sind, deren 
Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
abziehbar sind. 

Unbedingt prüfen: Soll Pauschal-
besteuerung angewendet werden? 

Beim Empfänger des Geschenks liegen 
bezüglich der erhaltenen Geschenke 
grundsätzlich steuerpflichtige Einnahmen 
vor. Der beschenkte Geschäftspartner muss 
die erhaltenen Geschenke also in seiner 
Einkommensteuererklärung angeben und 
diese versteuern.  
Dies kann mit Aufwand, Ärger und 
Unannehmlichkeiten verbunden sein, so 
dass der eigentliche Zweck des Geschenks 
(nämlich beim Geschäftspartner in guter 
Erinnerung zu bleiben) ins Gegenteil 
verkehrt wird. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
kann der Schenker die Steuer, die sein 
Geschenk beim Beschenkten auslöst, für 
diesen mitübernehmen. Dies geht allerdings 
nur in pauschaler Form i.H.v. 30 % zzgl. Soli 
und pauschaler Kirchensteuer. 
Voraussetzung ist ein entsprechender 
Antrag. 
Wichtig ist, dass das Wahlrecht zur 
Pauschalierung der Einkommensteuer nur 
einheitlich für alle Geschenke ausgeübt 
werden kann (für Geschenke an 
Arbeitnehmer kann das Wahlrecht aber 
separat ausgeübt werden). Der Schritt muss 
also wohl überlegt sein. 
Hinweis: 
Ausgenommen von Pauschalierungs-
entscheidung für Geschenke sind 
Privatkunden und ausländische Kunden. Bei 
diesen i.d.R. liegen keine steuerpflichtigen 
Einnahmen vor. 

Geschenke an Arbeitnehmer 

Für Geschenke an Arbeitnehmer gelten 
andere Regelungen. Die Aufwendungen 

hierfür sind stets als Betriebsausgabe voll 
abziehbar. 
Auch bei Arbeitnehmern unterliegen die 
erhaltenen Geschenke aber als Sachbezüge 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Diese kann 
vom Arbeitgeber ebenfalls pauschal 
übernommen werden (i.H.v. 30 % zzgl. Soli 
und pauschale Kirchensteuer). Kein 
Arbeitslohn liegt jedoch vor, wenn bei 
Sachbezügen die sog. „44 €-Grenze“ nicht 
überschritten wird. Sie gilt pro Monat. Für 
diese Grenze sind daher alle 
Geschenke/Sachbezüge an diesen 
Arbeitnehmer aus dem jeweiligen 
Kalendermonat zu addieren. 

4 Mehr netto vom brutto“ – 
Nettolohnoptimierung sorgt für 
zufriedene Mitarbeiter 

Der Arbeitsmarkt ist - in Zeiten des 
Fachkräftemangels - in vielen Branchen ein 
Arbeitnehmermarkt. Wertvolle Mitarbeiter 
zu halten, ist daher für viele Unternehmen 
oberstes Gebot. Die steuerlich geschickte 
Ausgestaltung von Lohnbestandteilen kann 
hier durchaus ein Wettbewerbsvorteil sein. 
Auch bei etwaigen  Gehaltsverhandlungen 
lassen sich so „Win-Win-Situationen“ 
erzielen. Nachfolgend werden einige 
interessante Gestaltungsmöglichkeiten 
genannt, die oft sich vergleichsweise einfach 
umsetzen lassen: 

 Bahncard: Hat ein Arbeitnehmer 
die Erlaubnis, seine vom Arbeitgeber 
beschaffte Bahncard (25/50/100) 
nicht nur beruflich, sondern auch 
privat zu nutzen, so stellt dies einen 
geldwerten Vorteil dar. Dieser ist 
jedoch steuerfrei, wenn (wie 
meistens) die Kosten der Bahncard 
tatsächlich niedriger sind, als die 
ersparten Aufwendungen für die 
beruflichen Fahrten. 

 Fortbildungen: Trägt der 
Arbeitgeber für den Arbeitnehmer 
Fortbildungskosten, so sind die 
hieraus entstehenden geldwerten 
Vorteile steuerfrei, wenn die 
Bildungsmaßnahme im über-
wiegenden Interesse des 
Arbeitgebers erfolgt. Es reicht aus, 
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wenn sich die Einsatzfähigkeit des 
Mitarbeiters dadurch erhöhen soll. 
Ein Bezug zur konkreten Tätigkeit 
des Arbeitnehmers ist also 
erforderlich. Bei Sprachkursen (auch 
im Ausland) dürfte diese 
Voraussetzung beispielsweise aber 
meist erfüllt sein. 

 Gesundheitsförderung: Leistungen 
des Arbeitgebers zur Verbesserung 
des allgemeinen 
Gesundheitszustands und der 
betrieblichen Gesundheitsförderung 
können bis zu einem Betrag von 
500 € je Arbeitnehmer jährlich 
steuerfrei sein. In Frage kommen 
z.B. Rückentraining, Yoga, 
Maßnahmen zur Stressbewältigung, 
Suchtprävention, usw. 

 Gutscheine: Sachzuwendungen an 
Arbeitnehmer bleiben bis zu 44 € im 
Monat beim Arbeitslohn außer 
Ansatz. Die Zuwendung kann auch in 
Form von Gutscheinen erfolgen (z.B. 
für Tanken, Online-Einkauf, 
Supermarkt). 

 Kinderbetreuung: Übernimmt der 
Arbeitgeber (teilweise) Kosten zur 
kurzfristigen Betreuung von 
Kindern, die das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben (also z.B. den 
Babysitter), so sind die Beträge bis 
zu einem Betrag von maximal 600 € 
im Kalenderjahr steuerfrei. 
Voraussetzung ist aber, dass die 
Betreuung aus zwingenden und 
beruflich veranlassten Gründen 
notwendig ist (z.B. berufliche 
Fortbildung, Geschäftsreise zu 
außergewöhnlichen Zeiten). Die 
gleiche Regelung gilt überdies auch 
bei Kosten für die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen des 
Arbeitnehmers. 

 Kindergarten, Kita, Kindergrippe, 
u.ä.: Steuerfrei sind Leistungen des 
Arbeitgebers zur Unterbringung und 
Betreuung von nicht schulpflichtigen 

Kindern der Arbeitnehmer in 
Kindergärten oder vergleichbaren 
Einrichtungen. Steuerfrei sind die 
direkte Kostenübernahme und auch 
Barzuschüsse an den Arbeitnehmer. 

 Laptop und Co. für Arbeitnehmer: 
Übereignet der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer unentgeltlich oder 
verbilligt ein Daten-
verarbeitungsgerät (z.B. Laptop) 
oder Zubehör hierzu (z.B. Kabel, 
Scanner, Drucker, Festplatten, usw.), 
so ist der sich hieraus ergebende 
geldwerte Vorteil zwar nicht 
steuerfrei. Er kann jedoch pauschal 
mit 25 % und damit günstig 
besteuert werden. Sozialver-
sicherungsbeiträge fallen hierauf 
i.d.R. nicht an.  

 Private Nutzung Laptop und Co.: 
Überlässt der Arbeitgeber 
betriebliche Datenverarbeitungs- 
oder Telekommunikationsgeräte 
(z.B. Laptop, Smartphone und Co.) 
an seine Arbeitnehmer zur privaten 
Nutzung, so entsteht hierdurch ein 
geldwerter Vorteil. Dieser ist 
steuerfrei. Unerheblich ist, ob die 
überlassenen Geräte zum Teil auch 
betrieblich genutzt werden. 

Ob die o.g. Maßnahmen im konkreten 
Einzelfall möglich sind, muss aber stets 
anhand der jeweiligen Umstände individuell 
geprüft werden. Zum Teil sind besondere 
Voraussetzungen oder Dokumentations-
erfordernisse zu beachten. Zu den genauen 
Details beraten wir Sie gerne. 

5 Zuordnungsfrist bei gemischt 
genutzten Gegenständen 

Bei gemischt genutzten Gegenständen 
(teilweise unternehmerisch, teilweise 
privat) hat der Unternehmer ein umsatz-
steuerliches Zuordnungswahlrecht. Er kann 
den Gegenstand vollständig oder teilweise 
oder gar nicht seinem umsatzsteuerlichen 
Unternehmensvermögen zuordnen.  
Die Zuordnung muss zeitnah erfolgen. Eine 
zeitnahe gesonderte Dokumentation der 
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Zuordnungsentscheidung war bisher bis 
zum 31.5. des Folgejahres der Investition 
gegeben. Dies wurde nun für die 
Investitionen ab 2018 verlängert. Eine 
zeitnahe Zuordnungsentscheidung (incl. 
Dokumentation) ist gegeben, wenn diese bis 
zum 31.7. des Folgejahres der Investition 
erfolgt. 
Wichtig ist diese Regelung vor allem bei 
Investitionen in 

- Blockheizkraftwerke 
- Photovoltaikanlagen 
- Gebäude 
- Pkw 

6 Nebenberufliche Tätigkeiten – Was 
ist zu beachten? 

Einnahmen aus bestimmten 
nebenberuflichen Tätigkeit können nach 
§ 3 Nr. 26 EStG u.U. bis zu einer Höhe von 
2.400€ im Jahr steuerfrei sein. 

Tätigkeitsbereiche 

Steuerlich begünstigt sind drei 
Tätigkeitsbereiche: 

 Nebenberufliche Tätigkeit als 
Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, 
Betreuer oder eine vergleichbare 
Tätigkeit 

 Nebenberufliche künstlerische 
Tätigkeit 

 Nebenberufliche Pflege alter, 
kranker oder behinderter Menschen 

Die begünstigten Tätigkeiten der 
Übungsleiter, Ausbilder und Erzieher haben 
miteinander gemeinsam, dass bei ihrer 
Ausübung durch persönliche Kontakte 
Einfluss auf andere Menschen genommen 
wird, um auf diese Weise deren Fähigkeiten 
zu entwickeln und zu fördern. Dies gilt auch 
für den Begriff des Betreuers. Begünstigt 
sind insbesondere Personen, die betreuend 
im Jugend- und Sportbereich 
gemeinnütziger Vereine tätig werden. Daher 
kommt der Übungsleiterfreibetrag auch für 
die Beaufsichtigung und Betreuung von 
Jugendlichen durch Jugendleiter, 
Ferienbetreuer, Schulwegbegleiter etc. in 
Betracht. 

Die nebenberufliche Pflege kranker oder 
behinderter Menschen setzt keinen 
Zusammenhang mit körperlicher Pflege 
voraus. Auch ausschließlich 
hauswirtschaftliche oder betreuende 
Hilfstätigkeiten für alte, kranke oder 
behinderte Menschen erbracht werden (z.B. 
Reinigung der Wohnung, Kochen, Einkaufen, 
Erledigung von Schriftverkehr) können 
begünstigt sein. 
Beachte 
Nicht begünstigt ist die 
Aufwandsentschädigung nach dem BGB für 
ehrenamtliche rechtliche Betreuer, 
ehrenamtlich tätige Vormünder und 
ehrenamtliche Pfleger. Hier fehlt es an einen 
direkten pädagogisch ausgerichteten 
persönlichen Kontakt zu den betreuten 
Menschen. Dies ist aber ein Kernbereich des 
ehrenamtlichen Engagements. 

Nebenberuflichkeit 

Eine nebenberufliche Tätigkeit liegt vor, 
wenn die Tätigkeit - bezogen auf das 
Kalenderjahr - nicht mehr als ein Drittel der 
Arbeitszeit eines vergleichbaren 
Vollzeiterwerbs in Anspruch nimmt. Hierbei 
ist pauschalierend davon auszugehen, dass 
bei einer regelmäßigen Wochenarbeitszeit 
von nicht mehr als 14 Stunden die Ein-
Drittel-Grenze erfüllt ist. 
Hinweis 
Es bleibt aber dem Steuerpflichtigen 
unbenommen, im Einzelfall eine in seinem 
Tätigkeitsfeld höhere tarifliche Arbeitszeit 
nachzuweisen, so dass auch bei 
Überschreiten dieser 14-Stunden-Grenze 
noch eine Nebenberuflichkeit gegeben sein 
kann. 
Darüber hinaus können auch solche 
Personen nebenberuflich tätig sein, die 
keinen Hauptberuf ausüben, z. B. 
Hausfrauen, Vermieter, Studenten, Rentner 
oder Arbeitslose. Auch für diese gilt jedoch 
die 14-Stunden-Grenze. 

Arbeitgeber 

Der Freibetrag i.H.v. 2.400 € wird nur 
gewährt, wenn die Tätigkeit im Dienst oder 
im Auftrag einer Einrichtung zur Förderung 
gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke erfolgt. Dies können 
z.B. sein Gemeinden und Gemeindeverbände 
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aber auch Industrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern aber auch 
Universitäten oder die Träger der 
Sozialversicherung. 

Beispiele 

Behindertentransport 
Fahrer und Beifahrer im 
Behindertentransport erhalten den 
Freibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen für 
jeweils 50% ihrer Vergütung, da ihre 
Tätigkeit in der Regel zu gleichen Teilen auf 
das Fahren des Behindertenfahrzeugs und 
die Betreuung behinderter Menschen 
entfällt. 
Beachte: 
Besteht aber eine Aufgabenverteilung 
zwischen Fahrer und Beifahrer, dass nur 
Letzterer die Betreuung während der Fahrt 
innehat, erzielt nach Auffassung des 
Finanzamts auch nur dieser begünstigte 
Einnahmen. Ob diese Auffassung zutreffend 
ist, ist fraglich – dem BFH liegt aktuell der 
Fall eines Fahrers einer 
Tagespflegeeinrichtung zur Entscheidung 
vor. Die Vorinstanz des FG Baden-
Württemberg hat hier auch den „reinen 
Transport“ alter, kranker und behinderter 
Menschen als begünstigte 
Pflegemaßnahmen eingestuft und somit die 
Steuerbefreiung gewährt. Es ist zu hoffen, 
dass sich der BFH dieser Auffassung 
anschließt. 
Jugendgruppenleiter 
Inwieweit eine Gewährung des Freibetrags 
in Betracht kommt, hängt von der 
tatsächlichen Tätigkeit ab. Soweit lediglich 
organisatorische Aufgaben wahrgenommen 
werden, liegt keine begünstigte Tätigkeit 
vor. Soweit die Vergütung auf die Tätigkeit 
als Ausbilder oder Betreuer entfällt, kann 
der Freibetrag i.H.v. 2.400 € gewährt 
werden. 
Ferienbetreuer 
Ehrenamtliche Ferienbetreuer, die zeitlich 
begrenzt zur Durchführung von 
Ferienmaßnahmen eingesetzt werden, sind 
nebenberuflich tätig, so dass bei Vorliegen 
der weiteren Voraussetzungen die 
Einnahmen aus dieser Tätigkeit begünstigt 
sind. 
 
 

Stadtführer/Museumsführer 
Die Tätigkeit eines Stadtführers ist - 
vergleichbar mit einer unterrichtenden 
Tätigkeit an einer Volkshochschule und der 
Tätigkeit eines Museumsführers - wegen 
ihrer pädagogischen Ausrichtung 
grundsätzlich begünstigt. Zu prüfen ist 
jedoch insbesondere, ob die Tätigkeit im 
Auftrag oder im Dienst eines begünstigten 
Arbeitgebers erfolgt. 
Statisten/Komparsen bei Theaterauf-
führungen 
Aufwandsentschädigungen für Statisten 
sind zwar grundsätzlich nicht begünstigt, da 
Statisten keine künstlerische Tätigkeit 
ausüben. Allerdings ist zu beachten, dass es 
sich grundsätzlich um eine Nebentätigkeit 
handelt. Von daher kann eine künstlerische 
Tätigkeit auch dann vorliegen, wenn sie die 
eigentliche künstlerische (Haupt-)Tätigkeit 
unterstützt und ergänzt, sofern sie Teil des 
gesamten künstlerischen Geschehens ist. 
Das heißt, auch der Komparse kann - anders 
als z.B. ein Bühnenarbeiter - eine 
künstlerische Tätigkeit ausüben. Bei der 
Beurteilung kommt es aber auf die 
Umstände des Einzelfalles an. 

7 Kosten einer Straßensanierung als 
Handwerkerleistung? 

In vielen Städten und Gemeinden stehen die 
Sanierungen von Straßen an. Dabei wird ein 
Großteil der Sanierungskosten auf die 
Anlieger umgelegt. Kann für die 
Ausbauarbeiten oder Sanierungsarbeiten, 
welche die Gemeinde umgelegt, die 
Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen nach § 35a Einkommensteuer-
gesetz (EStG) begehrt werden? 
 
Nach Auffassung der Finanzverwaltung sind 
die Aufwendungen nicht im Haushalt 
ausgeführt worden und daher nicht 
begünstigt. 
Die Rechtsprechung der Finanzgerichte ist 
hierzu nicht einheitlich. 
 
Aktuell liegt ein Verfahren beim 
Bundesfinanzhof. In dem Verfahren mit dem 
Aktenzeichen VI R 50/17 muss der 
Bundesfinanzhof klären, ob und in welchem 
Umfang die auf das öffentliche Straßenland 
vor dem Grundstück des Steuerpflichtigen 
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entfallenden Kosten für den Ersatz einer 
unbefestigten Sandstraße durch eine 
asphaltierte Straße durch die zuständige 
Gemeinde als Handwerkerleistungen zu 
berücksichtigen sind. 
 
Der Ausgang des Verfahrens ist schwer 
einzuschätzen. Vergleichbare Fälle müssen – 
falls die Berücksichtigung der 
Aufwendungen durch das Finanzamt 
abgelehnt wird – durch Einspruch offen 
gehalten werden. 

8 Marktstammdatenregister – 
Registrierungspflicht von 
Photovoltaikanlagen usw. 

Das Marktstammdatenregister hat seinen 
Betrieb aufgenommen. Dies bedeutet nun, 
dass Anlagenbetreiber sich selbst und die 
Anlage, die sie betreiben, registrieren 
müssen. Die Registrierung ist für sämtliche 
Stromerzeugungs-Anlagen verpflichtend, 
unabhängig davon, ob sie eine Förderung 
nach dem EEG oder nach dem KWKG 
erhalten und unabhängig vom Inbetrieb-
nahmedatum. 
Diese Pflichten gelten auch dann, wenn die 
Anlage bereits in einem anderen Register 
der Bundesnetzagentur registriert wurde. 
Somit fallen unter die Registrierungspflicht 
auch Photovoltaikanlagen – egal wie groß 
oder klein. Zudem sind auch Stromspeicher 
registrierungspflichtig. 
Sollten die Registrierungspflichten verletzt 
werden, kann es zur Kürzung der 
Vergütungsansprüche kommen. 
Die Registrierung hat zu erfolgen unter: 
https://www.marktstammdatenregister.de
/MaStR 

9 Nachrüstung einer vorhandenen 
Photovoltaikanlage mit 
Stromspeicher 

Aktuell werden immer häufiger 
Photovoltaikanlagen mit einem Strom-
speicher nachgerüstet. Es stellt sich dabei 
die Frage, ob aus der Anschaffung des 
Stromspeichers der volle Vorsteuerabzug 
gegeben ist. 
Hierzu gibt es 2 Lösungen. 
 
Variante 1 

Kann aus dem Speicher der eingespeiste 
Strom nur für private Zwecke entnommen 
werden, dann stellt die Batterie 
umsatzsteuerliches Privatvermögen dar. Die 
Entnahme des Stroms erfolgt somit mit 
Einspeisung in die Batterie. 
Nachdem umsatzsteuerliches Privat-
vermögen vorliegt, ist ein Vorsteuerabzug 
aus der Anschaffung des Speichers nicht 
möglich. 
 
Variante 2 
Ist die Anlage so konzipiert, dass aus der 
Batterie sowohl Strom für den 
Privatverbrauch als auch Strom z.B. für die 
Einspeisung ins öffentliche Netz 
entnommen werden, dann kann die Batterie 
dem Unternehmensvermögen zugeordnet 
werden. Die Zuordnung setzt natürlich eine 
unternehmerische Nutzung von mindestens 
10 % voraus. 
Der Vorsteuerabzug ist dann möglich. 
Nachdem es sich um einen gemischt 
genutzten Gegenstand handelt, muss eine 
rechtzeitige Zuordnungsentscheidung zum 
Unternehmensvermögen erfolgen. 

10 Aktuelle Hinweise zu 
Fluggastrechten 

In den letzten Wochen kam es – mitten in 
der Urlaubszeit – vermehrt zu Flugausfällen 
aufgrund von Streiks und Überbuchungen. 
Aber auch massive Verspätungen waren zu 
beklagen. Die Bundesregierung hat dies zum 
Anlass genommen, in einer Pressemitteilung 
vom 09.08.2018 über die Fluggastrechte 
von Verbrauchern Stellung zu nehmen, 
welche wir nachfolgend auszugsweise 
wiedergeben.  
 
Welche Rechte haben Sie bei 
Verspätungen? 
Fluggäste in der EU haben Anspruch auf 
eine Ausgleichszahlung, wenn sich der Flug 
um mehr als drei Stunden verspätet. 
Voraussetzung dafür ist, dass die 
Fluggesellschaft für die Verspätung 
verantwortlich ist - etwa bei technischen 
Problemen. 
Je nach Flugdistanz und Reiseziel liegt der 
Entschädigungsbetrag bei Verspätungen ab 
drei Stunden zwischen 250 und 600 Euro. 
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Bei Flügen innerhalb der EU gibt es folgende 
Entschädigungen: 

 bis zu 1.500 Kilometer: 250 Euro 
 mehr als 1.500 Kilometer: 400 Euro 

Bei Flügen zwischen der EU und einem 
Nicht-EU-Land: 

 bis zu 1.500 Kilometer: 250 Euro 
 mehr als 1.500 Kilometer bis 3.500 

Kilometer: 400 Euro 
 mehr als 3.500 Kilometer: 600 Euro  

Was der Fluggast zuvor für den Flug gezahlt 
hat, ist dabei unerheblich. Ansprüche 
können aber nur erhoben werden, wenn der 
Flug in einem EU-Land gestartet ist. Einen 
Anspruch für in der EU landende Flüge gibt 
es nur, wenn die Fluggesellschaft ihren 
Firmensitz in der EU hat. Der 
Entschädigungsbetrag verringert sich um 
die Hälfte, wenn die Fluggesellschaft dem 
Fluggast ein Ersatzflug anbieten kann, 
womit er sein Reiseziel innerhalb 
bestimmter Fristen erreicht. 
 
Und wenn der Flug ausfällt? 
Wird die Beförderung verweigert, der Flug 
annulliert oder ist er überbucht, gibt es 
einen Anspruch auf 

 vergleichbare alternative 
Beförderung an den Zielort oder 

 Erstattung des Flugscheins und 
gegebenenfalls kostenloser 
Rücktransport an den 
ursprünglichen Ausgangsort. 

Bei erheblicher Verspätung - verspätet sich 
der Flug um fünf Stunden oder mehr, haben 
Fluggäste ebenfalls Anspruch auf 
Erstattung. Wenn sie sich für die Erstattung 
entscheiden, muss die Fluggesellschaft diese 
Gäste jedoch nicht weiterbefördern oder 
weiter unterstützen. 
Die Fluggesellschaft muss Fluggäste über 
ihre Rechte, über den Grund der 
Nichtbeförderung sowie über Ausfälle oder 
erhebliche Verspätungen informieren. Das 
gilt ab mehr als zwei Stunden 
beziehungsweise mehr als vier Stunden 
Verspätung bei Flugstrecken von über 3.500 
Kilometer. 
Wichtig: Lassen Sie sich von der 
Fluggesellschaft die Verspätung und den 

Grund bestätigen. So haben Sie im 
Rechtsfalle etwas in der Hand. 
Ab zwei Stunden Verspätung hat ein 
Fluggast Anspruch auf Verpflegung und auf 
zwei kostenlose Telefonate, Faxe oder E-
Mails. Ist ein Aufenthalt über Nacht nötig, 
muss die Fluggesellschaft den Gast zudem in 
einem Hotel unterbringen und den Transfer 
zwischen Flughafen und Hotel bezahlen. 
Wer diese Kosten auslegen muss, sollte 
nicht vergessen, die Belege zu sammeln. 
Bei Flugausfall muss die Fluggesellschaft 
nicht entschädigen, wenn sie die gebuchten 
Kunden mindestens zwei Wochen vorher 
informiert hat. Diese Fluggäste haben dann 
genug Zeit, die Buchung zu stornieren und 
ihr Geld zurückzubekommen. 
 
Was gilt bei außergewöhnlichen 
Umständen? 
Die Fluggesellschaft muss jedoch keine 
Ausgleichszahlungen leisten, wenn 
"außergewöhnliche Umstände" vorliegen: 
Das sind beispielsweise Pilotenstreiks, 
Naturereignisse, wie Aschewolken, aber 
auch Terrorwarnungen. Im Einzelnen regelt 
das die europäische Fluggastrechte-
Verordnung. 
Aber auch bei "außergewöhnlichen 
Umständen" müssen die Airlines ihren 
Kunden verschiedene Leistungen anbieten. 
Bei Annullierungen sind das kostenlose 
Snacks und Getränke, eine kostenlose 
Flugumbuchung (auch von einem 
benachbarten Flughafen), eine alternative 
Beförderung mit Bus oder Bahn oder die 
Erstattung des Ticketpreises, wenn die 
Reisenden die Reise nicht antreten wollen. 
Auch bei Verspätungen gibt es kostenlose 
Snacks und Getränke und bei Weiterflug am 
nächsten Tag eine Hotelübernachtung 
einschließlich Transfer. Ab fünf Stunden 
Verspätung wird der Ticketpreis erstattet, 
wenn die Fluggäste nicht mehr reisen 
möchten. 
 
Wer hilft bei der Durchsetzung meiner 
Rechte?  
Das Europäische Verbraucherzentrum 
bietet ein neues kostenloses Online-Tool an, 
welches Reisenden hilft, ihre Rechte 
einzufordern. 
Gestaltet sich die Durchsetzung berechtigter 
Ansprüche schwierig, können sich 
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Verbraucher an eine anerkannte 
Schlichtungsstelle wenden. Viele 
Fluggesellschaften haben sich der 
Schlichtungsstelle für den öffentlichen 
Personenverkehr angeschlossen. Auf deren 
Internetseite befinden sich Informationen 
darüber, wie das Beschwerdeverfahren 
abläuft. 

11 Weitere Informationen  

Die vorstehenden Ausführungen und 
Beiträge sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand verfasst worden. Es handelt 
sich nicht um abschließende Informationen 
und ersetzt keine Beratung. Eine Haftung 
für den Inhalt dieses Informationsbriefs 
kann daher nicht übernommen werden. 
Gerne beraten wir Sie zu diesen und 
anderen Themen. 
Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen 
Besprechungstermin. Wir analysieren 
individuell Ihre persönliche Situation, 
zeigen Ihnen Vor- und Nachteile auf und 
geben Ihnen Gestaltungsempfehlungen.
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